
V erschollenheitsgesetz

(2) Ist der Verschollene unter Umständen vermißt, die 
eine hohe Wahrscheinlichkeit seines Todes begründen, so 
wird die im Abs. 1 bestimmte Jahresfrist von dem Zeitpunkt 
àb berechnet, in dem er vermißt worden ist.

(3) Den Angehörigen einer bewaffneten Macht steht 
gleich, wer sich bei ihr aufgehalten hat.

(4) (gegenstandslos).
Anmerkung:
Vgl. §§ 1 und 2 der VO vom 22. Februar 1949 (ZVOB1 S. 124 — Anh. 
Nr. 2a —) über die Zulässigkeit von Anträgen auf Todeserklärung von 
Kriegsteilnehmern und die hierzu ergangene DVO vom 23. Juli 1949 
(ZVOB1 S. 550 — Anh. Nr. 2 b —).

§5
(1) Wer bei einer Fahrt auf See, insbesondere infolge 

Untergangs des Schiffes, verschollen ist, kann für tot erklärt 
werden, wenn seit dem Untergang des Schiffes oder dem 
sonstigen die Verschollenheit begründenden Ereignis sechs 
Monate verstrichen sind.

(2) Ist der Untergang des Schiffes, der die Verschollenheit 
begründet haben soll, nicht feststellbar, so beginnt die Frist 
von sechs Monaten (Abs. 1) erst ein Jahr nach dem letzten 
Zeitpunkt, zu dem das Schiff nach den vorhandenen Nach­
richten noch nicht untergegangen war; das Gericht kann 
diesen Zeitraum von einem Jahr bis auf drei Monate ver­
kürzen, wenn nach anerkannter seemännischer Erfahrung 
wegen der Beschaffenheit und Ausrüstung des Schiffes, im 
Hinblick auf die Gewässer, durch welche die Fahrt führen 
sollte, oder aus sonstigen Gründen anzunehmen ist, daß das 
Schiff schon früher untergegangen ist.

§6
Wer bei einem Fluge, insbesondere infolge Zerstörung des 

Luftfahrzeugs, verschollen ist, kann für tot erklärt werden, 
wenn seit der Zerstörung des Luftfahrzeugs oder dem son­
stigen die Verschollenheit begründenden Ereignis oder, 
wenn diese Ereignisse nicht feststellbar sind, seit dem letz­
ten Zeitpunkt, zu dem der Verschollene nach den vor­
handenen Nachrichten noch gelebt hat, drei Monate ver­
strichen sind.
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